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Länger arbeiten für eine sichere AHV
Die Altersvorsorge darf kein Spielplatz für Ideologen sein. Wer rechnet, kommt zum Schluss: Eine sichere und ausreichende
Finanzierung ist nur zu haben, wenn wir später in Pension gehen – und die Selbstvorsorge stärken. Von Helmut Stalder

DieDebatte umdieAltersvorsorge hat sich von der
sachlichen Ebene abgelöst und ideologisch aufge-
laden. Gewerkschaften und Linke bezeichnen die
Rentenreform 2020 im derzeitigen Stadium als ein
von Bürgerlichen und Arbeitgebern veranstaltetes
«Rentenmassaker» und propagieren ihre Initiative
«AHV plus – für eine starkeAHV» als Notwehrakt
gegen die mutwillige Zerstörung des wichtigsten
Schweizer Sozialwerks. Es tönt nachKlassenkampf,
als sei die Schweiz ein Land mit verelendeten
Arbeitermassen und verarmten Alten. Auch auf
bürgerlicher Seite wird in der zugespitzten Situa-
tion vor der Abstimmung am 25. September und
der Ausmarchung bei der Rentenreform im Parla-
ment nicht ideologiefrei und vor allem taktisch ge-
fochten.

Starker Grundkonsens
Dabei gibt es bei der Altersvorsorge eigentlich
einen starken gesellschaftlichen Konsens, auf den
man bauen könnte: Wer ein Leben lang gearbeitet
hat, soll im Alter keine Entbehrung leiden und mit
einer ausreichenden und vor allem sicheren Rente
seine gewohnte Lebenshaltung fortsetzen können.
Dies ist für den Zusammenhalt der Generationen
und der gesellschaftlichen Schichten ein wichtiges
Versprechen, das der Staat den Bürgerinnen und
Bürgern gibt, verbrieft in der Bundesverfassung.
Und noch weiter geht der Konsens, nämlich dass
dieses Versprechen eingelöst werden soll mit den
bestehenden Vorsorgeeinrichtungen, also mit der
AHV und der beruflichen Vorsorge, die im Prinzip
nach wie vor als funktionsfähig angesehen werden.
Dann ist es aber auch schon vorbei mit den Ge-
meinsamkeiten.

Ob die Linke es nun wahrhaben will oder nicht –
die demografische Entwicklung bringt das an sich
gute Umlagesystem der AHV, bei dem die Er-
werbstätigen die Renten der Pensionäre finanzie-
ren, in absehbarer Zeit aus demGleichgewicht. Die
Zahl der Rentnerinnen und Rentner wächst, bald
gehen die Babyboomer-Jahrgänge in Pension. Und
weil auch die Lebenserwartung steigt, müssen die
Renten bedeutend länger als früher finanziert wer-
den. Bis 2030 wird sich bei der ersten Säule eine
Finanzierungslücke von 7 Milliarden pro Jahr öff-
nen. Auch bei der beruflichen Vorsorge schlägt die
gestiegene Lebenserwartung durch, zusätzlich zu
den schrumpfenden Renditen, so dass tiefere Um-
wandlungssätze unvermeidlich werden und auch
die zweite Säule bröckeln lassen.

Dies festzustellen, hat nichts mit Ideologie und
Klassenkampf von oben oder unten zu tun, sondern
ist das Ergebnis von Statistik und Mathematik. Es
hilft nichts, mit Blick auf die Vergangenheit die Zu-
kunft schönzureden und zu behaupten, die AHV
habe bisher die demografische Alterung aufgefan-
gen und werde das auch weiterhin schaffen. Oder
auf das Wirtschaftswachstum und steigende Löhne
undZinsen zu hoffen, welche das Systemwieder ins
Lot bringen würden. Oder gar wie mit der Gewerk-
schaftsinitiative 10 Prozent mehr AHV-Rente für
alle zu verlangen und so zu tun, als sei damit das
Problem der Altersvorsorge gelöst. Es führt kein
Weg daran vorbei: Die Sozialwerke müssen den
demografischen Wandel nachvollziehen und neu
justiert werden.

Das nötigt die Gesellschaft dazu, grundlegende
Fragen neu zu verhandeln. Was heisst Generatio-
nensolidarität unter diesen Bedingungen? Geht sie
noch in die richtige Richtung? Wie weit soll die
Solidarität zwischen Gutverdienenden und Men-

schenmit tieferen Einkommen gehen?Wie werden
die finanziellen Lasten altersgerecht verteilt?

Bei solchen Gerechtigkeitsfragen prallen unver-
meidlich Weltanschauungen aufeinander. Im bes-
ten Fall werden sie dadurch zurechtgerückt und öff-
nen den Blick auf die Realität. So stimmt das Bild
der armen Alten, das bei der Gründung der AHV
1948 noch zutraf, längst nicht mehr. Ein Drittel der
Rentner und ein Viertel der Rentnerinnen haben
zusätzlich zu den obligatorischen Vorsorgeeinrich-
tungen privat in der dritten Säule Alterskapital an-
gespart. Zwei Drittel haben Einkommen aus der
AHV und der zweiten Säule. Bloss ein Drittel hat
nur die AHV. Und von 2,2 Millionen Rentenbezü-
gern nehmen lediglich 200 000 Ergänzungsleistun-
gen in Anspruch, weil ihr Altersgeld nicht reicht.

Tabus aufbrechen
Bei den Vermögen zeigt sich ebenfalls, dass die
Rentnergeneration nicht darbt. 15 Prozent der
Rentner sindMillionäre. Nur einViertel stirbt ohne
Vermögen. Zwei Drittel aller Nachkommen kön-
nen mit einer Erbschaft rechnen, ein Viertel von
ihnen mit Summen von 100 000 bis 500 000 Fran-
ken. Zudem werden wegen der Alterung immer
mehr Vermögen nicht mehr in die aktive Bevölke-
rung vererbt, sondern von Rentner zu Rentner.
Altersarmut gibt es, aber sie ist kein Massenphäno-
men.DasArmutsrisiko liegt heute bei jungenFami-
lien und besonders bei Alleinerziehenden. Dies
zeigt, dass die Generationensolidarität strapaziert
ist. Es ist nicht besonders gerecht, wenn die Er-
werbstätigen noch mehr Lohnabzüge hinnehmen
und höhere Mehrwertsteuern berappen müssen,
um der Mehrzahl von bereits gut abgesicherten

Pensionären höhere Renten zu finanzieren. Die
AHV führt richtigerweise zu einer Geldverschie-
bung von Reich zu Arm. Aber sie führt eben auch
zur Umverteilung von Jung zu Alt, was nicht
deckungsgleich ist. Diese Umverteilung von ärme-
ren Jungen zu reicheren Senioren sollte nicht noch
verstärkt werden. Gerechter und liberaler wäre es,
den Erwerbstätigen die Selbstvorsorge zu erleich-
tern. Wer selbstverantwortlich für sein Alter spart
und nicht ungedeckte AHV-Checks zur Beglei-
chung an die nächsteGeneration weiterreicht, sollte
belohnt werden. Etwa indem in der dritten Säule
die Limiten für steuerbefreite Einlagen massiv er-
höht werden.

Das grundsätzliche Problem der AHV ist je-
doch, dass sie die steigende Lebenserwartung nicht
mitgemacht hat. Dadurch hat sich seit ihrer Grün-
dung die Dauer des Rentenbezugs um 14 Jahre er-
höht. Heute haben Männer beim Übertritt 19 und
Frauen 22 Rentnerjahre vor sich. Die meisten sind
auch länger gesund, leistungsfähig und bei entspre-
chenden Möglichkeiten oft auch gewillt, länger im
Arbeitsprozess zu bleiben. Ein höheres Renten-
alter ist gerecht und solidarisch, weil es die finan-
zielle Last der Altersvorsorge unter denGeneratio-
nen neu justiert. Vor allemwirkt es doppelt. Erstens
arbeiten mehr Menschen und mehren so den Ge-
samtwohlstand, die Steuereinnahmen und die Bei-
träge an die Vorsorgewerke. Zweitens gibt es weni-
ger Rentner und weniger Rentenjahre, die finan-
ziert werden müssen. Viele Länder haben den
Schritt bereits vollzogen. Auch die Schweiz sollte
nicht nurAnreize für einen späterenAltersrücktritt
schaffen und hoffen, sondern dasRentenalter gene-
rell erhöhen. Und zwar mit einem entschlossenen
Schritt für eine sichere Altersvorsorge – ohne Ideo-
logie, sondern aus Einsicht in die Notwendigkeit.
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jmu. Gute Forschung muss wahr-
genommen werden, damit sie Wirkung
entfalten kann. Doch nicht jeder exzel-
lente Forscher kann sich in der Öffent-
lichkeit auch Gehör verschaffen. Um
den Einfluss von Wirtschaftswissen-
schaftern zu messen, sollte daher nicht
nur auf die akademische Leistung abge-
stellt werden. Hier setzt dasÖkonomen-
Ranking der NZZ an: Es berücksichtigt
neben der Forschung auch, wie stark ein
Ökonom in Politik und Medien wahr-
genommen wird.

Das Ranking wurde dieses Jahr zum
dritten Mal in Kooperation mit der
deutschen «FAZ» und der österreichi-

schen «Die Presse» durchgeführt. Ernst
Fehr führt wie in den Vorjahren die
Rangliste in der Schweiz an; in den bei-
den Nachbarländern steht er zum ersten
Mal ebenfalls an der Spitze. Silber holt
sich hierzulande Reiner Eichenberger
von der Universität Freiburg i. Ü.,
Bronze geht an Jan-Egbert Sturm von
der Konjunkturforschungsstelle (KOF)
an der ETHZürich.DieVeränderungen
im Ranking zu den Vorjahren spiegeln
auch gesellschaftliche und technologi-
sche Entwicklungen. So hat etwa die
Digitalisierung im Ranking ihre Spuren
hinterlassen.
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Sanfter Inländervorrang kommt an
Nationalratskommission will auf Kontingente und Höchstzahlen verzichten

dgy. Der von der staatspolitischen
Kommission des Nationalrates verab-
schiedeteKompromiss zur Steuerung der
Zuwanderung scheint tragfähig – das zei-
gen die Reaktionen der Parteien. Die
FDP-Fraktion steht zwar nicht geschlos-
sen, aber grossmehrheitlich hinter dem
Vorschlag. Damit werde die Zuwande-
rung vom Arbeitsmarkt gesteuert und
nicht von der Politik, sagt Fraktionspräsi-
dent Ignazio Cassis. Die CVP betrachtet
denEntscheid als grossen Schritt inRich-
tung einer gangbarenLösung.Die SPwill
die Vorlage mittragen, weil weder der
Arbeitnehmerschutz noch die Personen-
freizügigkeit angetastet werden, wie Na-

tionalrat Cédric Wermuth erklärt. Auch
BDP, Grüne undGrünliberale loben den
Kompromiss. Auch dabei sind die Kan-
tone. Jean-Michel Cina, Präsident der
Konferenz der Kantonsregierungen, kri-
tisiert zwar die zu geringen Mitsprache-
rechte für die Kantone, spricht aber von
einer sehr guten Grundlage.

Das Konzept stösst einzig bei der SVP
auf Ablehnung. «Mit einem solchen Ge-
setz ist keine eigenständige Steuerung
der Zuwanderung möglich», erklärt Na-
tionalrat Gregor Rutz. Die Partei lässt
sichweiterhin nicht in einenKompromiss
einbinden. Wenn diese Lösung nichts
bringe, müsse die Personenfreizügigkeit

gekündigt werden, sagt Christoph Blo-
cher gegenüber der NZZ: «Wenn der
Bundesrat und das Parlament das nicht
tun, machen wir eine Volksinitiative.»

Die Kommission schlägt einen sanf-
ten Inländervorrang unter Verzicht von
Kontingenten und Höchstzahlen vor. In
einem ersten Schritt soll der Bundesrat
Massnahmen zur besseren Ausschöp-
fung des Potenzials inländischer Ar-
beitskräfte vornehmen. In einem zwei-
ten Schritt könnte eine Pflicht zur Mel-
dung offener Stellen bei der regionalen
Arbeitsvermittlung eingeführt werden.
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